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Wien. (apa/vasa) Der Bund legt in
Sachen Kindergärten die Zahlun-
gen an die Stadt Wien auf Eis. Die
Abrechnung von Fördermitteln
für das Jahr 2014 wird vorerst auf-
geschoben. Das hat Familienmi-
nisterin Sophie Karmasin (ÖVP)
am Montag in einer Aussendung
mitgeteilt. „Wir haben die Abrech-
nung der Fördermittel 2014 mit
der Stadt Wien aufgrund aktueller
Medienberichte und der Berichte
des Stadtrechnungshofs gestoppt.
Ich verlange von der Stadtregie-
rung eine Stellungnahme zu dem
Bericht und die Zusicherung, dass
Bundesmittel nicht für miss-
bräuchlich verwendete Förderun-
gen verwendet wurden“, sagte
Karmasin.

Im Büro der zuständigen Wie-
ner Bildungsstadträtin Sandra
Frauenberger (SPÖ) hat man für
das Vorgehen Karmasins kein
Verständnis. „Wir sind so wie der
Bund interessiert, dass die För-
dermittel zweckmäßig verwendet
werden“, sagt eine Sprecherin.
Dass die Familienministerin nun
die aktuellen Berichte des Stadt-
rechnungshofes als Argument he-
ranzieht, stößt im zuständigen
Wiener Ressort auf Staunen. „Wir
haben bereits versucht zu erklä-
ren, dass wir die ganze Abteilung
auf neue Beine gestellt haben“,
verwies die Sprecherin auf Refor-
men in diesem Bereich. Außer-
dem sei für kommende Woche oh-
nehin ein Gesprächstermin zwi-
schen Frauenberger und Karma-
sin vereinbart. Es sei „nicht sach-
lich“, dass die Familienministerin
im Vorfeld lediglich über die Me-
dien mit der Stadt kommuniziere,
heißt es verärgert aus dem Büro
Frauenberger.

Auch die anderen Wiener Par-
teien meldeten sich zu Wort. Als
„Akt reinen Populismus“, der auf

dem Rücken der betroffenen Kin-
der ausgetragen werde, bezeich-
nete der Klubobmann der Grünen,
David Ellensohn, die Aktion: „Das
Einfrieren der Fördermittel ist ein
völlig überzogener Schritt, mit
dem nun alle Kindergärten Wiens
für die Fehlleistungen einiger we-
niger privater Betreiber bestraft
werden.“

Mit 67 Millionen Euro gefördert

Die FPÖ erinnerte die ÖVP daran,
dass diese bei der betreffenden
Vereinbarung zwischen Bund und
Ländern „artig die Hände geho-
ben“ habe. Die Blauen hätten hin-
gegen stets darauf hingewiesen,
dass die Stadt Fördergelder „kom-

plett unkontrolliert“ vergebe.
Die Bundesregierung fördert

den Ausbau der Kinderbetreuung
laut eigenen Angaben in dieser
Legislaturperiode mit 305 Millio-
nen Euro. Die Stadt Wien erhält
rund 22 Prozent dieser Mittel –
also bis 2018 rund 67 Millionen
Euro. Die ausbezahlten Fördermit-
tel müssen von der Landesregie-
rung mit dem Ministerium abge-
rechnet werden.

In Wien sorgte zuletzt ein mut-
maßlicher Betrugsfall für Aufse-
hen. Der angebliche Haupttäter
soll über private Vereine unge-
rechtfertigt hunderttausende Euro
an Subventionen bezogen haben.
Die Staatsanwaltschaft nahm Er-

mittlungen auf, nachdem die
Stadt selbst Anzeige erstattet hat-
te. Der Stadtrechnungshof hat in
aktuellen Prüfberichten die Kont-
rolle der Fördermittel für private
Träger als zu lasch kritisiert.

Der Vorstoß der Familienminis-
terin ist der nächste Schritt in ei-
ner nun seit Wochen andauern-
den Kindergarten-Kontroverse
zwischen Wien und ÖVP-Bundes-
ministern. Vor Weihnachten hatte
Integrationsminister Sebastian
Kurz (ÖVP) Kritik an islamischen
Kinderbetreuungseinrichtungen
in der Bundeshauptstadt geübt.
Inzwischen wird in dieser Causa
die Erstellung einer gemeinsamen
Studie vorbereitet. ■

Bund friert Kinderförderung ein
ÖVP-Ministerin hält Streit mit rot-grüner Stadtregierung am Köcheln.

Fördermittel für Kindergärten seien missbräuchlich verwendet worden, so der Vorwurf an die Stadt. Foto: Puiu

Schwarzkappler bestohlen. Ein-
mal einen „Schwarzkappler“ är-
gern? Ein 17-Jähriger hat am
Sonntag in der U-Bahnstation
Schottenring einem Mitarbeiter
der Wiener Linien in einem unbe-
obachteten Moment dessen Kont-
rollgerät gestohlen, ist mit der U2
bis zur Station Stadion gefahren
und in der Engerthstraße in der
Leopoldstadt erwischt worden. Er
hätte das Gerät „eh zurückbrin-
gen wollen“, behauptete der Lang-
finger. Der Fahrscheinkontrolleur
hatte den Diebstahl laut Polizei
zunächst gar nicht bemerkt. Das
wäre möglicherweise noch ein
bisschen länger so geblieben, wä-
re der Dieb nicht in den selben
Zug wie der Bestohlenen gestie-
gen und hätte nicht begonnen, an
dem Gerät herumzuspielen. Das
fiel dem Wiener-Linien-Mitarbei-
ter auf, der heftete sich an die Fer-
sen des Burschen, Polizei kam da-
zu und bald nach Verlassen der
U-Bahn beim Stadion war für den
17-Jährigen Endstation. Seine Be-
hauptung, er hätte das Gerät zu-
rückbringen wollen, wird von der
Polizei nicht als besonders ge-
wiefte Ausrede bewertet.

Mit gezogener Pistole verfolgt.
Ein 75 Jahre alter Mann hat am
späten Sonntagnachmittag mit ge-
zogenem Revolver eine Frau
durch die Opernpassage verfolgt
und damit ein Großaufgebot der
Polizei auf den Plan gerufen. Die
51-Jährige hätte ihm einen Tritt
ins Gesäß verpasst und er hätte
sich bedroht gefühlt, begründete
der Senior sein Verhalten. Er wur-
de wegen gefährlicher Drohung
angezeigt, berichtete die Polizei

Erratum. Die „Wiener Zeitung“
hat in einem Interview in ihrer
Ausgabe vom Samstag, 16. Jänner,
geschrieben, dass Susanne Jeru-
salem von 1988 bis 1991 Bezirks-
vorsteherin von Wieden war. Sie
war nicht Bezirksvorsteherin,
sondern Bezirksrätin. Wir bitten
um Entschuldigung.

KURZ NOTIERT

Wien. Bürgerinitiativen wollen
die Verbauung der Wiener Stein-
hofgründe weiterhin verhindern
und setzen sich dafür ein, dass
das Otto-Wagner-Areal als
Unesco-Weltkulturerbe eingestuft
wird. Nun orten die Aktivisten ei-
nen Teilerfolg. Denn der internati-
onale Denkmalpflege-Beirat Ico-
mos, der das Unesco-Welterbe-Ko-
mitee berät, habe für das Areal
den „Heritage Alert“ ausgelöst.

„Die Icomos sieht das Otto-
Wagner-Spital als gefährdete Kul-
turerbestätte an“, freute sich Ger-
hard Hadinger von der Initiative
„Steinhof erhalten“ am Montag in
einer Pressekonferenz. Ein ent-
sprechender Brief, der die Sorge
um das in Penzing gelegene Areal
ausdrücke und die Stadt u.a. dazu
auffordere, ihre Pläne noch ein-
mal zu überdenken, sei Mitte De-

zember an Bürgermeister Michael
Häupl (SPÖ) ergangen. Auf eine
Reaktion des Stadtchefs warte
man seither vergebens, kritisierte
Hadinger.

Die Verbauungsgegner haben

sich monatelang um eine derarti-
ge Warnung der Icomos bemüht.
Das Instrument „Heritage Alert“
ist gewissermaßen eine Art offizi-
elle Unterstützung der Icomos für
besorgte Bürger, die sich für den

Erhalt einer Kulturstätte einset-
zen. Sie kann auch für Objekte er-
folgen, die nicht auf der Unesco-
Welterbe-Liste stehen. Um eine
Alarmierung zu erlangen, müssen
die Antragsteller dokumentieren
und begründen, worin der univer-
selle Wert der Stätte liegt und in-
wiefern er bedroht ist. Als Präju-
diz für das Prädikat „Weltkultur-
erbe“ kann ein „Heritage Alert“
aber nicht gewertet werden.

Den Welterbe-Status wollen die
Aktivisten weiterhin erreichen,
um Verbauungsplänen der Stadt
einen Riegel vorzuschieben. Im
Ostareal werden rund 140 Woh-
nungen der Gesiba entstehen, wo-
bei die ersten 60 bereits Ende
2017 fertig sein sollen. Ein Nach-
nutzungskonzept für die Kran-
kenhauspavillons soll noch ausge-
arbeitet werden. Abgesehen vom

Ostteil wird es am riesigen, oft als
Erholungsgebiet genutzten Gelän-
de, auf dem sich auch die Otto-
Wagner-Jugendstilkirche befindet
und das weiterhin öffentlich zu-
gänglich bleibt, keine Bebauung
geben, hatte die Stadt auf Basis
von Empfehlungen einer zuvor
beauftragten Expertenkommissi-
on versprochen.

Die Verbauungsgegner, die von
der FPÖ seit Jahren unterstützt
werden, wünschen sich indes ein
Gesamtnutzungskonzept für das
gesamte Areal ohne Bauaktivitä-
ten. Sie wollen auch eine soziale
Nutzung der Flächen – wobei Ha-
dinger gestern, Montag, betonte,
dass die derzeitige Unterbringung
von Flüchtlingen in einem Pavil-
lon des Otto-Wagner-Spitals nicht
unbedingt den sozialen Wün-
schen der Initiative entspreche. ■

Wiener Steinhof-Gründe: Denkmalpflege-Beirat Icomos löst „Heritage Alert“ für Otto-Wagner-Spital aus – Verbauungsgegner sehen Teilerfolg.

Gefährdetes Kulturerbe

Mitten im umstrittenen Areal: Otto-Wagner-Kirche. Foto: apa/Fohringer
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